
Luxemburgs Wirtschaft hat sich gut gehalten
KONJUNKTUR Rück- und Ausblick der Handelskammer

Christian Muller

Die ursprüngliche Hoffnung 
auf einen starken wirtschaft-
lichen Aufschwung zum Ende 
des laufenden Jahres ist zwar 
nicht eingetreten – aber die 
Luxemburger Wirtschaft hat 
sich 2020 gut gehalten. Nichts-
destotrotz stehen die Unter-
nehmen auch weiter vor vielen 
Herausforderungen, meinte die 
Luxemburger Handelskammer 
am Dienstag vor Journalisten. 

Die am Tag zuvor vorgestellten 
Zahlen zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung Luxemburgs im dritten 
Quartal 2020 seien „ermutigend“, 
so Carlo Thelen, Direktor der 
Handelskammer. In den Monaten 
Juli bis September hat sich die Lu-
xemburger Wirtschaft laut einer 
ersten Schätzung des Statistik-
amts Statec derart gut entwickelt, 
dass die Wirtschaftsleistung des 
Landes zum Ende des Zeitraums 
bereits 0,5 Prozent über der des 
Vorjahreszeitraums lag.

„Luxemburg hat sich bewährt“, 
meint Thelen weiter. Als Grün-
de für diese Entwicklung sieht 
er die Tatsache, dass „die Lu-
xemburger Staatsfinanzen vor 
der Krise besser waren als in an-
deren Ländern“. Das habe es 
ermöglicht, unterstützende Maß-
nahmen anzubieten. Zudem 
gebe es im Großherzogtum ei-
nige „resistente Sektoren“, etwa 
den Finanzbereich, die Logistik, 
das Bauwesen, die exportierende 
Industrie und andere Dienst-
leistungen.

Entwicklung hängt 
an den Lockdowns

„Sollte sich die Konjunktur im 
vierten Quartal gleich gut ent-
wickeln als im dritten, dann wäre 
das eine gute Überraschung“, 
so Carlo Thelen. Das würde be-
deuten, dass man das Jahr mit 
einem Minus von nur 1,4 Prozent 
abschließen könnte – deutlich bes-
ser als der Einbruch von 3,5 Pro-
zent, mit dem das Statec aktuell 
(laut optimistischem Szenario) 
rechnet.

Ob diese optimistische Über-
legung jedoch eintreffen wird, 
ist ungewiss. Immerhin ist das 
Land aktuell wieder im „confi-
nement“, sagt der Sprecher der 
Unternehmen weiter. „Es herrscht 
immer noch keine normale Situa-
tion. Die Herausforderungen für 
die Betriebe bleiben hoch.“ Er gibt 
zu bedenken, dass es nach der 
Stahlkrise ganze zehn Jahre und 
nach der Finanzkrise fünf Jahre 
gedauert habe, ehe die Krise vo-
rüber war. Auch sei aktuell noch 
nicht bekannt, wie es mit Pande-
mie und Lockdowns weitergeht. 
Es sei immer noch schwierig, Vor-
hersagen zu machen, so Thelen. 
Er erwartet noch einige unsichere 
Monate und hofft dann auf posi-
tive Folgen der Impfung. Wie die 
Wirtschaft wächst oder schrumpft, 
hänge an der Entwicklung der 
„confinements“, so der Direktor.

Klar ist aber bereits heute, dass 
die verschiedenen Sektoren ganz 
unterschiedlich durch die Krise 

kommen. Manche Sektoren, etwa 
Restaurants, Veranstalter oder 
Reisebüros, werden die Krise 
wohl noch bis 2024 spüren, davon 
ist Thelen überzeugt. „Der ver-
zeichnete wirtschaftliche Einbruch 
ist für sie sehr stark.“ Pleiten wer-
den folgen, warnt er. Auf der an-
deren Seite gebe es jedoch auch 
Sektoren, die sich „sehr stark“ ent-
wickelten. 

Unter Berufung auf eine von 
der Kammer im September durch-
geführte Umfrage fügt Christel 
Chatelain hinzu, dass der „Man-
gel an Fachkräften“ als erste Sorge 
der Unternehmen durch „Sor-
gen vor den Kosten der Arbeit“ 
abgelöst worden seien. Zudem 
machten sich immer mehr Firmen 
Gedanken über die Rückzahlung 
der Darlehen, die sie im Rah-
men der ersten Corona-Welle auf-
genommen hatten.

Nicht vergessen werden dürf-
ten derweil auch die 30.000 Selbst-
ständigen, so Chatelain. Sie seien 

schon in normalen Zeiten einem 
Armutsrisiko ausgesetzt, das 
doppelt so hoch sei wie bei An-
gestellten. Ihr Zugang zu Hilfen 
für Firmen sei jedoch begrenzt. 
Zudem arbeiten viele in Sektoren, 
die dieser Krise besonders aus-
gesetzt sind. Aus diesem Grund 
würde sich die Kammer Aus-
gleichsmaßnahmen, ähnlich wie 
für Arbeitnehmer, wünschen.

Gewinne der Banken  
bleiben vorerst stabil

Mit Spannung schaut die Kammer 
auf die Entwicklung im Finanz-
sektor. „Aktuell trägt er noch zur 
Lösung der Krise bei“, so Thelen. 
Jedoch geht er davon aus, dass 
der Sektor die Rückstellungen er-
höhen wird, für den Fall, dass 
manche Unternehmen ihre Dar-
lehen nicht mehr zurückzahlen 
können. Das würde die Steuer-

einnahmen mindern, warnt er. 
Bereits vor Corona sei der Sek-
tor von steigenden Kosten (unter 
anderem durch Regulierung) und 
einem zunehmenden Konkurrenz-
kampf getroffen gewesen. Wie es 
weitergeht, hänge nun viel von der 
Dauer der Krise ab, meint der Ver-
treter der Kammer. 2021 riskiere 
kein so gutes Jahr mehr zu wer-
den.

Neue Zahlen der Luxemburger 
Finanzaufsicht bestätigen diese 
Sicht: Das Ergebnis vor Rück-
stellungen des luxemburgischen 
Bankensektors beläuft sich bis-
her, für die ersten neun Monate 
des Jahres 2020, auf 3,7 Milliar-
den Euro. Das entspricht einem 
kleinen Rückgang von 2,1 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahres-
zeitraum. Derweil werde das 
Nettoergebnis für das Jahr 2020 
„von der Höhe der Rückstellungen 
für Kreditrisiken aufgrund der Co-
vid-19-Pandemie abhängen“, so 
die CSSF am Dienstag. Letztere 
seien bis Ende September auf fast 
500 Millionen Euro angestiegen.

Damit die Unternehmen die 
Herausforderungen möglichst gut 
meistern können, sei es wichtig, 
ihnen dabei zu helfen, ihre Subs-
tanz zu erhalten, schlussfolgert 
Carlo Thelen. Daher sei es weiter-
hin unabdingbar, den betroffenen 
Sektoren Hilfen zukommen zu 
lassen. Die Investitionen (etwa in 
Immobilien und in die 5G-Infra-
struktur) müssten weiter hoch-
gehalten und die Wirtschaft 
weiter diversifiziert werden. Zu-
dem müsse die Wettbewerbsfähig-
keit Luxemburgs im Blick bleiben. 
„Die Kosten sind zu hoch“, so 
der Direktor der Kammer. Dabei 
redet er nicht nur von dem höhe-
ren Mindestlohn, sondern auch 
von beispielsweise den Kosten für 
Sozialpläne. 

Nicht aus dem Blick verlieren 
dürfe man derweil auch die Ent-
wicklung der Staatsfinanzen. Eine 
antizyklische Entwicklung sei 
wohl der richtige Weg, sagt The-
len. Doch gelte es, auch an die 
Nachhaltigkeit der Staatsfinanzen 
zu denken, das Kreditrating AAA 
zu wahren und neue Reserven 
aufzubauen. Auch für die nächs-
te Krise müsse das Land gerüstet 
sein.

Fünf weitere Jahre Stahl „made in Luxembourg“
ARCELORMITTAL Einigung bei der Tripartite
Gewerkschaften, Regierung 
und ArcelorMittal haben sich 
im Streit um den Stellenabbau 
beim Stahlkonzern auf eine 
Lösung geeinigt. Das teilten 
Gewerkschaften und Regierung 
gestern Nachmittag mit. Die 
Produktionsstätten in 
Differdingen, Dommeldingen, 
Esch-Belval, Rodange und 
Bissen sowie die Verwaltung 
in Luxemburg und Esch/Alzet-
te sollen für fünf weitere Jahre 
garantiert werden und ein „Plan 
de maintien dans l’emploi“ aus-
gearbeitet werden. 

536 Stellen wollte ArcelorMittal 
in Luxemburg streichen, rund 15 
Prozent der Arbeitskräfte im Land. 
Nach der erfolgreichen vorläufigen 
Einigung bei der Tripartite zwi-
schen dem Unternehmen, der Re-
gierung und den Gewerkschaften 
soll nun ein  „Plan de maintien 
dans l’emploi“ umgesetzt werden. 

Konkret verpflichtet sich Arcelor- 

Mittal dazu, in den nächsten fünf 
Jahren weiter in die Produktions-
stätten in Differdingen, Dommel-
dingen, Esch-Belval, Rodange und 
Bissen zu investieren. Laut Regie-
rung soll es sich um Investitionen 
von 165 bis 202,5 Millionen Euro 
zwischen 2021 und 2025 handeln. 

Personalüberschuss
Während der kommenden 
fünf Jahre wird durch die Ver-
ständigung ein Personalüberschuss 
bei ArcelorMittal herrschen. Die-
ser soll durch Umbesetzungen, ex-
terne Umorientierungen, Verleih 
von Arbeitskräften und Weiter-
bildungen abgebaut werden.  280 
Personen sollen provisorisch 
einer „Cellule de reclassement“ 
zugewiesen werden, bis sie einen 
neuen Job bekommen können. 
Neben den „normalen Abgängen“ 
– Rente, Frührente oder Job-
wechsel – sollen außerdem fast 

240 Mitarbeiter, die in oder vor 
1964 geboren sind, in eine „pré-
retraite-ajustement“ gehen. Dies 
soll ebenfalls im Laufe der kom-
menden fünf Jahre passieren oder 
auch darüber hinaus möglich sein, 
wenn die Sozialpartner sich darü-
ber einig werden. 

Die Gewerkschaft OGBL zeigt 
sich zufrieden mit der Überein-
kunft und lobt in ihrem Schrei-
ben auch das „starke Signal“ 
der beiden Minister Franz Fayot 
(Wirtschaft) und Dan Kersch 
(Arbeit). Die Regierung hätte ge-
fordert, dass die Firma einen 
Teil der ihnen zugeteilten Hil-
fen zurückbezahlt, wenn sie die 
in der Tripartite ausgehandelten 
Abmachungen nicht respektiere. 
Während der Gespräche habe Ar-
celorMittal außerdem bestätigt, 
die Produktionsstätte in Dommel-
dingen weiter zu unterhalten. Laut 
OGBL bräuchte man aber einen 
Industrieplan, um dessen Existenz 
zu garantieren.  (Red.)

Christel Chatelain und Carlo Thelen wünschen sich weitere Unterstützung, um die Unternehmen 
bei den aktuellen Herausforderungen zu stützen

F
o

to
: C

h
am

b
re

 d
e 

co
m

m
er

ce

Doch keine 536 Kündigungen, sondern ein „Plan de maintien 
dans l’emploi“ und weitere Investitionen: Das ist die Einigung, 
die bei der Tripartite herauskam
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